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naue Gegenteil: Die Schweiz stehe in Sa-
chen Einbürgerung schlecht da. Wie
kommt es zu diesem Widerspruch? Die
SVP berechnet den Anteil der eingebür-
gerten Ausländer an der gesamten Ein-
wohnerzahl. Dieser ist in der Tat hoch.
Nimmt man den Anteil der eingebürger-
ten Ausländer an allen Ausländern in der
Schweiz, so bewegt sich unser Land mit ei-
ner Quote von gut 3 Prozent in Europas
Mittelfeld. Schlechter schneiden unter an-
derem Deutschland, Italien, Portugal und
Spanien ab. Besser Schweden, die Slowa-
kei, Ungarn und Grossbritannien.

Schweiz, um sich wenn überhaupt für den
Schweizer Pass zu interessieren. Die deut-
sche Untervertretung hängt aber wohl
auch mit dem fehlenden Doppelbürger-
recht zusammen: Wer als Deutscher
Schweizer werden will, verliert den EU-
Pass. Italiener, Portugiesen, Franzosen
und Spanier – alle unter den zehn ersten
Ausländergruppen in der Einbürgerungs-
liste – können ihren alten Pass hingegen
behalten.

Kontroverse um Einbürgerungsquote

Den Boom bei den Einbürgerungen
nimmt die SVP zum Anlass, bereits von
einer Masseneinwanderung, von einem
«Zuwachs ins Bodenlose» zu sprechen. Sie
will mit ihrer völkerrechtlich problemati-
schen Initiative «für demokratische Ein-
bürgerungen» erzwingen, dass nur das
Volk über Einbürgerungen entscheiden
soll – ohne Rekursmöglichkeiten.

Die Schweiz bürgere pro Kopf ohnehin
europaweit fast am meisten Ausländer ein,
sagt die Rechte. Und die Linke rügt das ge-

Viele ehemalige Saisonniers wollen Schweizer werden
Im letzten Jahr wurden so viele
Ausländer eingebürgert wie
noch nie. Mit Abstand an der
Spitze stehen dabei Menschen
aus Serbien. Die meisten von
ihnen sind Kosovaren.

Von Verena Vonarburg, Bern

Begehrt war es schon immer, nun ist es
leichter zu bekommen als auch schon: das
Schweizer Bürgerrecht. Denn es ist im All-
gemeinen nicht mehr so teuer. Seit Anfang
2006 dürfen die Kantone und Gemeinden
für ordentliche Einbürgerungen nur noch
die Kosten für das Verfahren verrechnen
und die Gebühren nicht mehr dem Ein-
kommen und Vermögen des einbürge-
rungswilligen Ausländers anpassen.

Das nutzen vor allem Menschen aus
dem Balkan: Im letzten Jahr wurden 11 700
serbische Staatsangehörige, es sind laut
dem Bundesamt für Migration (BFM) vor
allem Kosovaren, eingeschweizert. Alles
in allem vermeldet der Bund einen Einbür-
gerungsrekord: 47 607 Ausländer wurden
im letzten Jahr Schweizer. Das sind fast
20 Prozent mehr als 2005.

Für EU-Bürger weniger attraktiv

Das Geld spiele dabei sicher eine ent-
scheidende Rolle, sagt Dominique Boillat,
Sprecher des Bundesamts für Migration,
aber es sei auch eine Frage der Zeit: Zahl-
reiche Familien, deren Männer in den
1990er-Jahren als Saisonniers in die
Schweiz gekommen waren, leben nun
lange genug (12 Jahre als Erwachsener)
hier, um den roten Pass zu beantragen.
«Und», sagt Boillat, «es sind auch die Jun-
gen der zweiten Generation, die profitie-
ren, denn sie haben keine Lust mehr, in
ihre Heimatländer zurückzukehren.»

Serbien hat die Tabelle der Herkunfts-

länder bei den Einbürgerungen schon im
Jahr 2005 angeführt. Dahinter folgen im
letzten Jahr Italien (4591), die Türkei
(3457), Bosnien-Herzegowina (3148) und
Sri Lanka (2935).

Das Übergewicht an Nicht-EU-Staaten
überrascht nicht, ist es für Einwanderer
aus der EU doch weniger erstrebenswert,
Schweizer zu werden als für die übrigen
Ausländer. Das Einzige, worauf sie ge-
wöhnlich verzichten müssen, ist das
Stimm- und Wahlrecht in der Schweiz.
«Sonst aber bringt die Einbürgerung ihnen
nicht so viel», sagt Bundesamtssprecher
Dominique Boillat. «Die EU-Bürger ge-
niessen wegen der Personenfreizügigkeit
im Alltag, beim Aufenthalt und bei der Ar-
beitsmöglichkeit, dieselben Rechte wie die
Schweizer.»

Die Gruppe der Deutschen ist mittler-
weile hier zu Lande mit 172 570 Personen
zwar die viertgrösste unter den Auslän-
dern (siehe Kasten), die Deutschen rangie-
ren aber nicht unter den Top Ten der Ein-
gebürgerten. Viele von ihnen sind auch
erst seit 2002, seit der Personenfreizügig-
keit, und damit noch zu wenig lang in der

Österreichs Trost
im Steuerstreit
Bern. – Österreichs neuer Bundeskanzler
Alfred Gusenbauer unterhielt sich gestern
in Bern mit einem Quartett von vier
Schweizer Bundesräten. Er traf sich an ei-
nem runden Tisch im Bernerhof mit Bun-
despräsidentin Micheline Calmy-Rey, Mo-
ritz Leuenberger, Pascal Couchepin und
Hans-Rudolf Merz.

Mit Finanzminister Merz erörterte Gu-
senbauer den Steuerstreit zwischen der
Schweiz und der EU. Merz legte dar, die
Schweiz sei nicht verpflichtet, ihre Unter-
nehmensbesteuerung den EU-Mitglieds-
staaten anzugleichen. Heute will die EU-
Kommission die kantonalen Steuerregimes
der Schweiz verurteilen (TA von gestern).
Gusenbauer sagte anschliessend an einer
gemeinsamen Pressekonferenz mit Calmy-
Rey, die Schweiz müsse sich darauf einstel-
len, «dass der Streit nicht kommentarlos
vom Tisch zu bekommen ist». Auch Gu-
senbauer findet es aber «schwer begreif-
bar», woher die EU-Kommission die Legi-
timation beziehe, kantonale Schweizer
Steuerregeln in Frage zu stellen.

Der Politikwissenschafter meinte, mit
dem Problem stelle sich der EU exempla-
risch die Frage, wie mit föderalistischen
Staaten umzugehen sei. Gusenbauer rät
der Schweiz implizit zu einem langen
Atem. Ihr klares Ziel stärker koordinierter
Steuerkonzepte werde die EU-Kommis-
sion nämlich weiterverfolgen. Ob sie dafür
gegenüber der Schweiz auf das Freihan-
delsabkommen von 1972 verweisen dürfe,
«ist aber schwer zu sagen», sagte er.

Selbst das EU-Mitglied Österreich habe
es «mit der Kommission nicht immer ein-
fach», versuchte Gusenbauer Calmy-Rey
etwas zu trösten. Diese gehe mit Mitglie-
dern und mit Drittländern «gleich freund-
lich oder unfreundlich» um. Die frühere
Genfer Finanzministerin meinte, sie er-
warte von Österreich dennoch «ein wenig
Verständnis für unsere Anliegen». (mut)

Fröhlicher Antrittsbesuch, Seite 19

Bern. – Jede fünfte ständig in der
Schweiz lebende Person ist auslän-
disch: Ende 2006 waren es 1 523 586
Personen, knapp 12 000 mehr als im
Jahr zuvor, wie das Bundesamt für
Migration mitteilt. 19,1 Prozent sind
Italiener, gefolgt von den Serben mit
12,5 Prozent. Am stärksten zugenom-
men hat die Zahl der Deutschen: um
15 000. Der Anteil der Ausländer an
der Bevölkerung: 20,4 Prozent.

Nicht eingerechnet sind dabei die
Asyl Suchenden (44 869), die inter-
nationalen Funktionäre (rund 27 000)
und die 27 300 Kurzaufenthalter, die
weniger als ein Jahr bleiben. (vv)

1,5 Mio. Ausländer

Dank Teilzeitarbeit kann die Frau
noch für ihre Kinder kochen
Zahnrad-Hersteller Affolter
im Jura fand früher nicht
genug Arbeitskräfte. Heute
bewerben sich viele Frauen –
dank flexiblen Arbeitszeiten.

Von Philipp Mäder, Malleray

Luft zischt aus unsichtbaren Düsen, es
riecht nach Öl. Marie-Claire Gerber
schiebt kleine runde Plättchen auf einen
Stab, steckt diesen in die Maschine, die
Kerben in die Plättchen fräst. Und so
daraus Zahnräder macht.

Diese Arbeit hat mit der Produktion
von Uhrwerken für Rolex und Patek
Philippe zu tun. Aber auch mit der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf. Denn
Marie-Claire Gerber arbeitet nur
6 Stunden und 40 Minuten pro Tag an
der Maschine. Daneben kümmert sie
sich um ihre zwei Töchter. «Wenn ich
um halb acht zu arbeiten beginne, sind
sie schon in der Schule», sagt Gerber.
Um halb zwölf geht sie nach Hause, um
das Mittagessen zu kochen. Und wenn
die Kinder kurz nach vier von der
Schule kommen, ist die Mutter schon
von der Arbeit zurück.

Möglich macht dies die Firma Affol-
ter, die in Malleray im Berner Jura
Zahnräder für Luxusuhren produziert.
Das Unternehmen ist in den letzten Jah-
ren stark gewachsen, auf heute 140 Mit-
arbeiter. Besonders in der Produktion
arbeiten viele ungelernte Frauen. «Frü-
her hatten wir Schwierigkeiten, genü-
gend Arbeiterinnen zu finden», sagt
Personalchef Nicolas Curty. «Seit wir
flexible Arbeitszeiten haben, bekom-
men wir bis zu 200 Bewerbungen für
eine offene Stelle.»

Während die meisten Unternehmen
der Region fixe Acht-Stunden-Tage ha-
ben, gibt es bei Affolter eine Blockzeit
von lediglich viereinhalb Stunden. Die
Arbeiterinnen können zwei Nachmit-
tage pro Woche frei nehmen, um zu ih-
ren Kindern zu schauen. Und sie kön-
nen auch nur vier Stunden am Tag ar-
beiten. Dafür hat Affolter vor zwei Jah-
ren den Preis als familienfreundlichstes

Unternehmen in der Region Biel-See-
land-Jura erhalten.

Mit Ausnahme von zwei Männern,
die aber keine Familien haben, arbeiten
bei Affolter ausschliesslich Frauen Teil-
zeit. Auch der Mann von Marie-Claire
Gerber arbeitet voll: «Es war nie ein
Thema, dass er sein Pensum reduziert
und ebenfalls zu den Kindern schaut.»
Gäbe es die Firma Affolter nicht, hätte
die gelernte Verkäuferin kaum wieder
arbeiten können. «Im Verkauf sind die
Zeiten nicht gerade familienfreund-
lich», meint Gerber. Und einen Kinder-
hort gibt es nicht in ihrem Dorf.

«Bei uns im Jura ist es eben noch so,
dass die Frau zu den Kindern schaut»,
sagt der 34-jährige Personalchef Curty,
der Wirtschaft studierte und selbst drei
Kinder hat. Er will das nicht werten. «Es
ist nicht die Aufgabe unserer Firma, die
Gesellschaft zu ändern.» Man passe
sich vielmehr der Entwicklung an. Und
diese werde weitergehen, ist Curty
überzeugt: «Ich bin sicher, dass es an-
ders aussieht, wenn meine Tochter ein-
mal gross ist.» Für Curty selbst ist Teil-
zeitarbeit aber kein Thema. «Meine
Frau wollte sich um die Kinder küm-
mern. Und im Kader einer kleinen
Firma ist Teilzeit schwierig.»

Eine Kinderkrippe ist zu teuer

Auch wenn man für jede Mitarbeite-
rin die beste Lösung suche, könne man
nicht alle Wünsche erfüllen, sagt Curty.
So sei es nicht möglich, drei Nachmit-
tage freizugeben. «Sonst stehen zu viele
Maschinen unnütz herum.» Auch die
Idee einer Kinderkrippe habe man wie-
der verworfen. Das sei für ein kleines
Unternehmen zu teuer. Und es mangle
am nötigen Platz.

Dabei zahlten sich die bisherigen
Massnahmen zur Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf auch wirtschaftlich aus.
So gibt es bei der Firma Affolter wenig
Kündigungen – was die Kosten für Per-
sonalsuche und Ausbildung tief hält.
Und Absenzen vom Arbeitsplatz sind
selten. «Wir geniessen zudem in der
Region ein gutes Image», sagt Curty.
«Auch wenn man uns am Anfang für
verrückt erklärt hat.»

buch verfügt zudem über einen Serviceteil
mit Checklisten und Kontaktangaben für
weitere Informationen. Man kann das
Handbuch gratis beziehen oder aus dem
Internet herunterladen.

www.seco.admin.ch

men trotz fixer Öffnungszeiten oder stark
schwankender Auftragslage optimale Be-
dingungen für Arbeitnehmer mit Kindern
zu bieten vermögen. Es zeigt anhand von
Firmenporträts, wie andere Unternehmen
diese Probleme gelöst haben. Das Hand-

Frauen fördern – ohne dies so zu nennen
Mit Unterstützung der Arbeit-
geber hat Bundesrätin Leuthard
gestern ein Handbuch zur
Vereinbarkeit von Familie und
Beruf vorgestellt. Und betont, es
gehe um ökonomische Vorteile.

Von Philipp Mäder

Ganz wohl scheint es den Herren vom Ar-
beitgeber- und vom Gewerbeverband ges-
tern nicht gewesen zu sein. Sie wollten
keineswegs den Anschein erwecken, staat-
liche Massnahmen für die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf zu unterstützen.
Auch wenn sie mit Volkswirtschaftsminis-
terin Doris Leuthard ein Handbuch mit
entsprechenden Tipps für kleine und mitt-
lere Unternehmen vorstellten.

So betonte Arbeitgeberverbands-Direk-
tor Thomas Daum, dies sei kein Wider-
spruch zur Ablehnung der Kinderzulagen
vor einigen Monaten – und bediente sich
dabei eines überraschenden Argumentes:
«Das Geld dafür hätten wir lieber in die fa-
milienergänzende Kinderbetreuung inves-
tiert.» Gewerbeverbands-Direktor Pierre
Triponez strich seinerseits positiv hervor,
dass das Handbuch «nicht neue Vorschrif-
ten seitens des Staates anstrebt, sondern
vielmehr auf Innovation und Fantasie
setzt». Und schob die Forderung nach,
auch ein Handbuch über die Flexibilität
der Arbeitnehmer zu publizieren.

Leuthard ihrerseits gab sich alle Mühe,
die beiden Herren am Tisch nicht zu ver-
graulen. «Es geht weder um Sozialroman-
tik noch um Frauenförderung, sondern um
ökonomische Vorteile.» Wenn Arbeitneh-
mer Familie und Beruf unter einen Hut
bringen könnten, führe dies zu höherer
Produktivität und damit zu Wirtschafts-
wachstum.

Dass dabei vor allem bei kleinen und
mittleren Unternehmen Handlungsbedarf
besteht, bestritt gestern niemand. Die Ar-
beitgeber versuchten allerdings den An-
schein zu erwecken, dass bisher nicht etwa
die Wirtschaft, sondern vielmehr die Poli-
tik geschlafen habe.

Handbuch ist auch im Internet

Konkret zeigt das Handbuch auf über
hundert Seiten Massnahmen wie Teilzeit-
arbeit, Jobsharing, Telearbeit und externe
Kinderbetreuung auf. Es geht dabei auf die
Probleme ein, die sich speziell in kleinen
und mittleren Unternehmen stellen. So
gibt das Handbuch Tipps, wie Unterneh-
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Familie und Beruf unter einen Hut bringen: Bundesrätin Leuthard stellt mit
Pierre Triponez (links) und Thomas Daum ein Handbuch dazu vor.


